
Caston Compact No 58 

HERFURTH & PARTNER 
RECHTSANWÄLTE . HANNOVER . GÖTTINGEN . BRÜSSEL . HERAUSGEBER 

www.caston.info 
Die Datenbank im Internet. 
 
 

Zollpräferenzen mit Osteuropa 
- No. 58 - 

André Krumland, Dipl.-Finanzwirt, Hannover 

 

Die politische Umstrukturierung in den Staaten des 
ehemaligen Ostblocks hatte eine Änderung der 
westlichen Wirtschaftspolitik zur Folge; unter an-
derem schloß die Europäische Gemeinschaft zur 
Förderung des wirtschaftlichen Austausches Zoll-
präferenzabkommen mit den Reformstaaten. Da-
durch kann ein bestimmter Katalog von Waren zu 
vergünstigten Zollsätzen grenzüberschreitend ge-
handelt werden. 
 
Warenursprung  

Für alle im folgenden beschriebenen Präferenzab-
kommen gilt der Bezug auf den Ursprung einer Wa-
re. Präferenzen (also Zollminderungen oder -
freiheiten) werden nur für Ursprungserzeugnisse im 
Sinne dieser Abkommen gewährt; allerdings wird 
dieser Begriff sowohl bezüglich der einzelnen Ab-
kommen als auch der einzelnen Waren unter-
schiedlich definiert. Eine Ware kann Ursprungser-
zeugnis eines Staates durch vollständige Erzeu-
gung in diesem Staat sein (z. B. der in einem Land 
geerntete Apfel). Waren, die nicht als Ursprungs-
erzeugnisse i. S. d. jeweiligen Abkommen gelten 
und zur Herstellung anderer Erzeugnisse verwendet 
werden, können im Rahmen dieser Herstellungs-
prozesse durch eine ausreichende Be- oder Verar-
beitung aber Ursprungserzeugnisse werden. Wel-
che konkreten Be- oder Verarbeitungsschritte dies 
für die jeweilige Ware sind, ergibt sich - bezogen 
auf das Endprodukt - aus den jeweiligen Abkom-
men und den dazu ergangenen Durchführungsbe-
stimmungen.  

Ausreichende Be- oder Verarbeitung  

Im wesentlichen ist zwischen den nachfolgenden 
drei Varianten zu unterscheiden, die bei der Prü-
fung der Ursprungserlangung unabhängig vonein-
ander und in Einzelfällen auch kumulativ angewen-
det werden.  

Als Grundregel gilt der sogenannte Positionswech-
sel (veraltet auch Tarifsprung); dabei ist zu prüfen, 
ob die Position des Harmonisierten Systems (dies 
sind die ersten vier Stellen des international zur 
Klassifikation von Waren nach ihrer Produktions-
stufe verwendeten Nummernverzeichnisses) des 
hergestellten Erzeugnisses, von denen zu seiner 
Herstellung eingesetzten Vormaterialien ohne Ur-
sprungseigenschaft abweicht. Diese Regel ist je-
doch nur dann anwendbar, wenn keine Sonderre-
gelungen getroffen wurden.  

Eine solche Sonderregelung kann die Prozentregel 
sein, bei der der Wert der eingesetzten Nichtur-
sprungserzeugnisse prozentual in Relation zum Ab-
Werk-Preis der hergestellten Ware gesetzt wird. In 
Betracht kommt auch die Verarbeitungsregel, die 
festlegt, daß ab einem bestimmten Produktions-
schritt die Fertigung ausschließlich im Abkom-
mensstaat stattfinden muß. Daneben gibt es im 
Bereich der Sonderregelungen dann Fälle, in denen 
diese drei Varianten kombiniert anzuwenden sind. 
Eine ausreichende Be- oder Verarbeitung kann je-
doch niemals durch eine sog. Minimalbehandlung 
erreicht werden (z.B. Reinigen, Verpacken etc.).  

Ausführer, die selbst nicht Hersteller der Waren 
sind, müssen die Ursprungseigenschaft durch Lie-
ferantenerklärungen nachweisen, um die in den 
jeweiligen Abkommen vorgesehenen Präferenzbe-
scheinigungen ausstellen zu dürfen.  

Interimsabkommen mit Ungarn, Polen, der Tsche-

chischen und der Slowakischen Republik  

Die von der EG mit Ungarn, Polen und - ursprüng-
lich - der CSFR vereinbarten Assoziierungsabkom-
men (Europaabkommen) unterliegen derzeit noch 
dem recht langwierigen Ratifizierungsverfahren. 
Die handelsrelevanten Teile sind jedoch durch die 
zu den jeweiligen Abkommen geschlossenen Inte-
rimsabkommen vorzeitig in Kraft gesetzt 
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(1.3.1992). Das Interimsabkommen mit der CSFR 
ist seit dem 1. Januar 1993 unverändert auf die 
Tschechische und die Slowakische Republik anzu-
wenden. Dabei handelt es sich um Gegenseitig-
keitsabkommen, so daß nicht nur einseitig Präfe-
renzen durch die Europäische Gemeinschaft bei der 
Einfuhr von Ursprungswaren aus diesen Staaten 
gewährt werden, sondern auch umgekehrt bei der 
Ausfuhr in diese Staaten gelten. Allerdings wurde 
ein asymmetrischer Abbau der Einfuhrzölle zum 
Schutz der Reformstaaten vereinbart, d. h. indivi-
duell für die einzelnen Produktgruppen ein stufen-
weiser, jedoch kontinuierlicher Abbau der Einfuhr-
zölle. Dieser stufenweise Abbau gilt auch für men-
genmäßige und ähnliche Einfuhrbeschränkungen 
(z. B. die polnische Altersgrenze für PKW).  

Ursprungsnachweis  

Der Nachweis der Ursprungseigenschaft im Wa-
renverkehr zwischen der EG und den einzelnen 
Abkommenstaaten wird durch die Warenverkehrs-
bescheinigung EUR.1 geführt. Diese wird auf An-
trag von den Zollbehörden der Einzelstaaten aus-
gestellt. Eine Ausnahme besteht jedoch für Waren-
sendungen bis zu einem Warenwert von 10.500 
DM, die sich vollständig aus Ursprungserzeugnis-
sen i. S. d. Abkommens zusammensetzen. Für 
derartige Sendungen kann der Ursprungsnachweis 
auch durch das Formblatt EUR.2, das in eigener 
Verantwortung durch den Ausführer der Waren, 
bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzun-
gen, ausgestellt werden kann, geführt werden. 
Zudem können unter gewissen Voraussetzungen 
sog. LT-Zertifikate ( Langzeit-
Warenverkehrsbescheinigungen ), mit Verwend-
barkeit über einen bestimmten Zeitraum, benutzt 
werden oder auch, nach entsprechender Bewilli-
gung, Warenverkehsbescheinigungen EUR.1, bei 
denen auf die warenbezogene Prüfung (Vorführung 
der Ware bei der Zollstelle) verzichtet wurde. Die 
letztgenannten Warenverkehrsbescheinigungen 
sind durch die Zollstellen vorauszubehandeln; sie 
werden nahezu blanko - nur gewisse Mindestein-
tragungen beinhaltend - abgestempelt und sind 
dann vor der tatsächlichen Ausfuhr der Ware zu 
vervollständigen. Es kann aber auch die Verwen-
dung von Warenverkehrsbescheinigungen zugelas-
sen werden, die einen den Sichtvermerk der Zoll-
behörde ersetzenden Eindruck tragen oder vom 
Exporteur durch einen Sonderstempel selbständig 
ausgestellt werden.  

 

Kumulierung  

Es ist an dieser Stelle wichtig, noch einmal deut-
lich darauf hinzuweisen, daß es sich nicht um ein 
Interimsabkommen mit allen vier Staaten handelt, 
sondern separat Abkommen mit Ungarn, Polen, der 
Tschechischen und der Slowakischen Republik ge-
schlossen wurden. Innerhalb der jeweiligen einzel-
nen Abkommen ist vorgesehen, daß im Rahmen 
einer Be- oder Verarbeitung eingesetzte Ur-
sprungserzeugnisse des Abkommenspartners, die 
in diesem Prozeß einer über eine Minimalbehand-
lung hinausgehenden Behandlung unterzogen wer-
den, als Ursprungserzeugnisse des herstellenden 
Staates gelten.Wird also eine Ursprungsware der 
EG (Nachweis!) gemeinsam mit Vormaterialien an-
derer Staaten in Ungarn in einem Herstellungspro-
zeß eingesetzt, so sind die Regelungen für die ur-
sprungsbegründende Be- oder Verarbeitung nur auf 
die Vormaterialien der anderen Staaten anzuwen-
den, das EG-Ursprungserzeugnis dagegen gilt als 
Ware ungarischen Ursprungs (bilaterale Kumulie-
rung). Dies erlangt besonders große Bedeutung im 
Rahmen der sogenannten Veredelungsverkehre. 
Waren, die lediglich einer Minimal- oder überhaupt 
keiner Behandlung im Abkommensstaat unterzo-
gen werden, behalten ihren Ursprung bei( dagegen 
führt eine Ausfuhr in einen Drittstaat nach den 
Bestimmungen des Präferenzrechts in der Regel zu 
einem Verlust der Ursprungseigenschaft ). Wird 
also eine Ware aus der Europäischen Gemeinschaft 
mit entsprechend ausgestelltem Ursprungsnach-
weis nach Polen ausgeführt, kann ein entspre-
chender Nachweis "Ursprung EG" auch in Polen 
bei einer Wiederausfuhr erstellt werden. Das in-
zwischen von Polen, Ungarn, der Tschechischen 
und Slowakischen Republik untereinander ge-
schlossene Freihandelsabkommen erlaubt seit dem 
1.7.1993 auch die Anwendung der in den Inte-
rimsabkommen vorgesehenen Regelungen 
der"multilateralen" Kumulation der fünf Assoziati-
onspartner; die genannten Bestimmungen der bila-
teralen Kumulation sind daher vom Grundsatz her 
auch für den Warenverkehr dieser fünf untereinan-
der gültig.  

Veredelung  

Mit Abkommenswaren durchgeführte Verede-
lungsverkehre zwischen den Assoziationspartnern 
können bei Vorlage der entsprechenden Nachweise 
also grundsätzlich zollbegünstigt abgewickelt wer-
den. Die Einschränkung ergibt sich aus dem ein-
gangs erwähnten asymmetrischen Abbau der Ein-
fuhrzölle; wird ein EG-Ursprungserzeugnis im Rah-
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men eines passiven Veredelungsverkehrs in einen 
Abkommensstaat ausgeführt, der für derartige Wa-
ren keine vollständige Zollbefreiung vorsieht, so ist 
der dort verlangte Einfuhrzoll zu entrichten. Trotz-
dem sollte auch für derartige Waren in der Europä-
ischen Gemeinschaft der Ursprungsnachweis aus-
gestellt werden. Wenn nicht die Hinzufügung von 
Nicht-Ursprungserzeugnissen bei der Veredelung 
dies verhindert, kann nämlich für das hergestellte 
Erzeugnis nun ein Ursprungsnachweis beantragt 
werden (bilaterale Kumulierung), der bei der Ein-
fuhr in die EG dort dann gegebenenfalls zu einer 
Zollminderung führen kann.  

Im Falle einer Zollbefreiung wäre dies in jedem Fal-
le günstiger als die durch einen zollamtlich bewil-
ligten passiven Veredelungsverkehr erreichbare 
Differenzverzollung. In diesem Zusammenhang ist 
darauf hinzuweisen, daß die Einhaltung der Wert-
grenze für die Ausstellung des Formblattes EUR.2 
nicht nach dem Ab-Werk-Preis eines Veredelungs-
erzeugnisses, sondern anhand des Zollwertes fest-
gestellt wird, da auch die unentgeltlich zur Verede-
lung gelieferten Materialien berücksichtigt werden 
müssen.  

Eine Besonderheit ergibt sich im Bereich der Tex-
tilveredelungen. In diesem Sektor werden auch 
von der Europäischen Gemeinschaft lediglich ver-
minderte Zollsätze gewährt. Dies hat grundsätzlich 
zur Folge, daß wiederum ein Vergleich mit den 
Vorteilen eines bewilligten passiven Veredelungs-
verkehrs anzustellen wäre. Aufgrund einer Sonder-
regelung wird jedoch Einführern von Textilerzeug-
nissen in die Gemeinschaft, denen vom Bundesamt 
für Wirtschaft zuvor eine "vorherige Bewilligung" 
für die Einfuhr dieser Erzeugnisse aus einem passi-
ven Veredelungsverkehr, erteilt wurde und die den 
vorgeschriebenen Ursprungsnachweis beibringen 
können, eine vollständige Zollbefreiung gewährt.  

Im übrigen ist vorgesehen, die Zollsätze für Textil-
erzeugnisse jeweils zum Beginn der kommenden 
Jahre schrittweise zu senken, um dann schließlich 
zum 1. Januar 1998 die vollständige Zollfreiheit 
für Ursprungserzeugnisse der Assoziierungspartner 
zu erreichen. Ein ähnlicher stufenweiser Zollabbau 
wurde im Bereich Eisen und Stahl vereinbart, Zoll-
freiheit ist hier jedoch bereits ein Jahr früher vor-
gesehen.  

Landwirtschaftliche Erzeugnisse  

Entsprechend der Zielsetzung des EWG-Vertrages, 
die innergemeinschaftliche Agrarstruktur in beson-

derem Maße unter Schutz zu stellen, werden bei 
der Einfuhr von zahlreichen Erzeugnissen dieses 
Sektors in die Europäische Gemeinschaft Zollver-
günstigungen, wenn überhaupt, nur im Rahmen 
von jährlich steigenden Zollkontingenten gewährt. 
Für eine Reihe von Waren muß neben dem Ur-
sprungsnachweis eine, je nach Sektor, durch die 
Bundesanstalt für landwirtschaftliche Marktord-
nung oder das Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft erteilte Einfuhrlizenz vorgelegt 
werden. Diese ermöglicht neben der Mengenrege-
lung (Regelung der zollbegünstigt einführbaren 
Menge) eine besondere Kontrolle der zu erwarten-
den Warenbewegungen. Die Einfuhrlizenz, die auch 
für generell nicht lizenzpflichtige Waren beantragt 
werden muß, muß u. a. einen Hinweis auf die zu 
gewährende Abschöpfungssenkung enthalten ( im 
landwirtschaftlichen Bereich werden anstelle von 
Zöllen zumeist Abschöpfungen, die prinzipiell den 
Unterschiedsbetrag zwischen Weltmarkt- und EG-
Preis ausdrücken sollen, erhoben ). Derartige Li-
zenzen können nur innerhalb gewisser, im Bundes-
anzeiger veröffentlichter, Ausschreibungsfristen 
beantragt werden.  

Interimsabkommen mit Rumänien und Bulgarien  

Das mit Rumänien geschlossene Abkommen ent-
spricht im wesentlichen dem zuvor beschriebenen; 
auch hier wird schrittweise eine Freihandelszone 
errichtet, innerhalb der für annähernd den gesam-
ten Handel mit Ursprungswaren der Assoziierungs-
partner Zölle und beschränkende Handelsvorschrif-
ten beseitigt werden. Das Abkommen ist am 1. 
Mai 1993 in Kraft getreten.  

Das Inkrafttreten eines den vorgenannten Rege-
lungen entsprechenden Interimsabkommens mit 
Bulgarien steht unmittelbar bevor; der Zeitpunkt ist 
bereits mehrmals verschoben worden, gegenwärtig 
werden daher Präferenzen nur im Rahmen des All-
gemeinen Präferenzsystems (APS) gewährt.  

Kumulierung  

Neben der bilateralen Kumulierung sehen diese 
Interimsabkommen auch die Kumulierung rumäni-
scher Ursprungserzeugnisse mit denen Bulgariens 
vor.  

Warenverkehr mit den GUS-Nachfolgestaaten  

Mit Wirkung vom 1. Januar 1993 wurden die Uk-
raine, Weißrußland, Moldawien, Rußland, Kasachs-
tan, Usbekistan, Kirgisien, Georgien, Turkmenis-
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tan, Armenien, Tadschikistan und Aserbaidschan 
in den Kreis der durch das APS (auch GSP; general 
system of preferences) begünstigten Entwick-
lungsländer aufgenommen. Das APS ist eine Rege-
lung, mit der bestimmten Entwicklungsländern seit 
dem 1.7.1971 einseitig Präferenzen für deren Ur-
sprungserzeugnisse durch die Europäische Ge-
meinschaft gewährt werden.  

Voraussetzungen der Präferenzgewährung  

Der im Normalfall zu verwendende Ursprungs-
nachweis zur Inanspruchnahme von Präferenzen 
bei der Einfuhr von Waren aus den GUS-
Nachfolgestaaten ist das Formblatt A. Zuständig 
für die Ausstellung der Formblätter A in den Ur-
sprungsländern sind zumeist deren Wirtschafts- 
und Handelskammern oder Wirtschaftsministerien. 
Hierin liegt aber auch das eigentliche Problem die-
ser Präferenzgewährung; denn die entsprechende 
EG-Verordnung sieht vor, daß die Formblätter A 
nur anerkannt werden können, wenn die ausstel-
lenden Staaten zuvor die dafür zuständigen Stellen 
der EG-Kommission mitgeteilt haben. Dies ist bis-
her nur durch die ersten sieben der aufgeführten 
Staaten (die ersten Mitteilungen erfolgten im April) 
geschehen.  

Auch die im Rahmen des APS gewährten Zollver-
günstigungen sehen eine Mengenregulierung vor; 
die vergünstigten Zollsätze bzw. Zollfreiheiten 
können nur innerhalb eines festgesetzten Länder-
höchstbetrages genutzt werden. Dieser bezieht 
sich auf die Einfuhr bestimmter Waren aus den 
jeweiligen Lieferländern in das gesamte Gemein-
schaftsgebiet.  

Eine Kumulierung mit Ursprungserzeugnissen der 
EG bzw. untereinander ist im Rahmen des APS 
nicht möglich. Dementsprechend sind passive Ver-
edelungsverkehre aus präferenzrechtlicher Sicht 
nur dann vorteilhaft, wenn durch die Be- oder Ver-
arbeitung die Ware zu einem Ursprungserzeugnis 
des Veredelungsstaates wird.  

Baltische Staaten  

Estland, Lettland und Litauen sind bereits ab dem 
1. Januar 1992 in das System der Allgemeinen 
Zollpräferenzen aufgenommen worden. 
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